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Gesetze und Verordnungen

Vorläufiges Gesetz zur Änderung der
Wahlordnung

Vom 14. Mai 2020

Die Kirchenregierung hat auf Grund des
§ 90 Absatz 1 der Kirchenverfassung in der Fassung
der Bekanntmachung vom
25. Januar 1983(ABl. S.26), die zuletzt durch Artikel
1 des Gesetzes vom 25. Mai 2019 (ABl. S. 82) geän-
dert worden ist, folgendes vorläufiges Gesetz erlassen:

Artikel 1
Änderung der Wahlordnung

Die Wahlordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 30. Januar 2008 (ABl. S. 30), die zuletzt
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. November 2019
(ABl. S. 145) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:
1. § 8 Absatz 5 wird aufgehoben.
2. § 11 Satz 4 wird aufgehoben.
3. In § 15 Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „oder

der für den Stimmbezirk verantwortlichen Aus-
schussmitglieder“ gestrichen.

4. § 22 Absatz 1 und 2 wird wie folgt gefasst:
„(1) Im Gottesdienst oder in sonst geeigneter
Weise sind die Vorgeschlagenen und die Zeit,
in der die Wahl stattzufinden hat (Wahlzeit), be-
kannt zu geben. Ebenso ist bekannt zu geben,
dass die Wahl ausschließlich durch Briefwahl
geschieht.
(2) Der/Dem Wahlberechtigten ist ihre/seine
Wahlberechtigung spätestens zehn Tage vor der
Wahl durch einen Wahlberechtigungsschein
mitzuteilen. Der Wahlberechtigungsschein
muss Angaben über die Zeit enthalten, in der die
Wahl stattzufinden hat, und muss den Wahlbe-
zirk näher bezeichnen.“

5. § 23 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wie folgt gefasst:

„§ 23
Wahlhandlung, Wahlzeit“

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Die Wahlhandlung geschieht durch
Briefwahl bis zum 29. November 2020,
18.00 Uhr.“

6. Die §§ 24 und 25 werden aufgehoben.

7. § 28 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 Satz 2 wird aufgehoben.
b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Nach dem Ablauf der festgesetzten
Wahlzeit werden die eingegangenen
Wahlbriefe geöffnet. Der Wahlausschuss
prüft, ob der Wahlbrief einen Stimmzet-
telumschlag und den Wahlberechtigungs-
schein enthält. Danach werden der Wahl-
berechtigungsschein sowie der amtliche
Stimmzettelumschlag dem Wahlbrief ent-
nommen. Der Wahlausschuss prüft, ob
die/der im Wahlberechtigungsschein ge-
nannte Wahlberechtigte in der Wählerin-
nen-/Wählerliste eingetragen ist. Sodann
wird in der Wählerinnen-/Wählerliste
vermerkt, dass die /der Wahlberechtigte
an der Briefwahl teilgenommen hat.“

c) In Absatz 5 werden nach dem Wort
„Wahlurne“ die Wörter „oder ein anderes
geeignetes Behältnis“ eingefügt.

8. In § 29 werden die Wörter „Wenn alle Wahlbe-
rechtigten gewählt haben oder“ gestrichen.

9. § 31 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Über die Gültigkeit der Stimmzettel nach
Absatz 1 beschließt der Wahlausschuss.“

10. In § 33 Absatz 1 werden die Wörter „oder die
für den Stimmbezirk verantwortlichen Aus-
schussmitglieder“ gestrichen und das Wort
„führen“ wird durch das Wort „führt“ ersetzt.

Artikel 2
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses vorläufige Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft und am 1. Dezember 2021 außer
Kraft.

Dieses Gesetz wird hiermit verkündet.

Bad Dürkheim, den 14. Mai 2020
- Kirchenregierung -

Dr. h. c. Schad
Kirchenpräsident
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Beschluss zur Änderung des
Wahlkalenders für die kirchlichen

Wahlen 2020/2021

Vom 14. Mai 2020

Gemäß §§ 7, 47, 59 und 71 der Wahlordnung in der
Fassung vom 30. Januar 2008 (ABl. 2008 S. 30), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
23. November 2019 (ABl. 2019 S. 145), beschließt die
Kirchenregierung:

Artikel 1
Der Wahlkalender für die kirchlichen Wahlen
2020/2021 vom 12. Dezember 2019
(ABl. 2019 S. 222), wird wie folgt geändert:

1.) In Ziffer 1. wird das Datum „09.05.2020“
durch das Datum „06.06.2020“ ersetzt.
2.) In Ziffer 2. wird das Datum „30.05.2020“
durch das Datum „13.06.2020“ ersetzt.
3.) In Ziffer 3. wird das Datum „06.06.2020“
durch das Datum „15.06.2020“ ersetzt.
4.) In Ziffer 4. wird das Datum „13.06.2020“
durch das Datum „20.06.2020“ ersetzt.

Artikel 2
Der Beschluss tritt am Tag nach der Verkündung in
Kraft.

Dieser Beschluss wird hiermit verkündet.

Bad Dürkheim, den 14. Mai 2020
- Kirchenregierung -

Dr. h. c. Schad
Kirchenpräsident

Beschluss über die Umbenennung der
Protestantischen Kirchengemeinde

Ludwigshafen-Gartenstadt im
Kirchenbezirk Ludwigshafen

Vom 4. Mai 2020

Auf Grund des § 89 Absatz 2 Nummer 8 der Verfas-
sung der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestan-
tische Landeskirche) beschließt die Kirchenregierung:

§ 1
Die Prot. Kirchengemeinde Ludwigshafen-Garten-
stadt wird in „Prot. Elisabeth-Kirchengemeinde Lud-
wigshafen-Gartenstadt“ umbenannt.

§ 2
Dieser Beschluss tritt am 1. Juni 2020 in Kraft.

Speyer, den 4. Mai 2020
- Kirchenregierung -

Dr. h. c. Schad
Kirchenpräsident
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Datenschutz-Richtlinie

Der Landeskirchenrat hat in seiner Sitzung am
31. März 2020 folgende Datenschutz-Richtlinie mit
unmittelbar geltendem Charakter für alle kirchlichen
Stellen im Bereich der Landeskirche, die mit perso-
nenbezogenen Daten umgehen, erlassen.
Die Datenschutz-Richtlinie ersetzt das derzeitige
Merkblatt zum Datenschutz. Sie bildet zusammen mit
der IT-Sicherheitsverordnung die Grundlage für ge-
lebten Datenschutz in der Landeskirche und betrifft
vornehmlich Verwaltungsarbeitsplätze.
1. Einführung –Ziele der

Datenschutz-Richtlinie
Verschiedene internationale und nationale ge-
setzliche Grundlagen (insb. die EU-Daten-
schutzgrundverordnung (DSGVO), das Bun-
desdatenschutzgesetz (BDSG-neu), das Tele-
mediengesetz (TMG) und das Telekommuni-
kationsgesetz (TKG)) sowie das Kirchengesetz
über den Datenschutz der Evangelischen Kir-
che in Deutschland (DSG-EKD) regeln die
Verarbeitung (u.a. Erhebung, Speicherung und
Verwendung) personenbezogener Daten, die
Rechte der Betroffenen und die Pflichten des
jeweils Verantwortlichen sowie Datensiche-
rungsmaßnahmen.
Ein Verstoß gegen Datenschutzvorschriften
kann erhebliche Folgen für die verantwortliche
Stelle bzw. den jeweilig pflichtwidrig
handelnden Beschäftigten haben, wie z.B.
- Kosten für erforderliche Verfahrensände-

rungen, um diese datenschutzkonform zu
gestalten,

- Kosten durch Schadensersatz- und Buß-
geldzahlungen in Höhe von bis zu 500.000
Euro

- Strafbarkeiten (z.B. § 42 BDSG, §§ 202,
202a, 203, 263a, 269, 303a, 303b StGB) und

- das Eintreten von Image-/ Reputationsschä-
den.

Angemessener Datenschutz ist daher ein
„Muss“ für die verantwortliche Stelle und ihre
Mitarbeitenden.
Diese Richtlinie hat daher zum Ziel, den Mit-
arbeitenden das Thema Datenschutz bei der
XXX (verantwortliche Stelle) zu erläutern, um
Verstöße gegen Datenschutzvorschriften zum
Schutze der kirchlichen Stelle sowie seiner Be-
schäftigten zu verhindern. Dazu werden unter
Ziffer 2 der Richtlinie die allgemeinen Grund-
lagen des Datenschutzes dargestellt, unter Zif-
fer 3 der Richtlinie die Maßnahmen der XXX
(verantwortliche Stelle) zum Umgang mit per-
sonenbezogenen Daten verbindlich für die Mit-
arbeitenden der XXX (verantwortliche Stelle)
geregelt und unter Ziffer 4 auf die besonderen
datenschutzrechtlichen Verfahren hingewie-
sen.

Alle Beschäftigten sind verpflichtet, den in
dieser Datenschutzrichtlinie beschriebenen
Maßnahmen sowie den daraus resultieren-
den Anforderungen und Leitsätzen Folge zu
leisten. Ein Verstoß gegen die Regelungen
(und Verbote) dieser Datenschutzrichtlinie
kann arbeitsrechtliche und u.U. auch straf-
rechtliche Folgen für die betreffenden Be-
schäftigten haben.

2. Datenschutz bei der XXX (verantwortliche
Stelle) sowie allgemeine Grundlagen des Da-
tenschutzes
2.1 Vorstellung der externen Daten-

schutzbeauftragten
Zur Sicherstellung der Einhaltung der
gesetzlichen Datenschutzvorschriften
hat die Evangelische Kirche der Pfalz
(Protestantische Landeskirche) einen
externen Datenschutzbeauftragten be-
stellt. Der externe Datenschutzbeauf-
tragte ist von der Geschäftsleitung be-
stellt, der Geschäftsleitung unmittelbar
unterstellt und weisungsfrei bei der Aus-
übung seiner Tätigkeit.
Datenschutzbeauftragter ist:
Dr. Karsten Kinast
KINAST Rechtsanwaltsgesellschaft
mbH
Hohenzollernring 54
D-50672 Köln
Telefon: +49 (0)221 -222 183 -0
Telefax: +49 (0)221 -222 183 -10
kinast@kinast-partner.eu
Der externe Datenschutzbeauftragte
steht den Mitarbeitenden als Ansprech-
partner für sämtliche Belange des Da-
tenschutzes zur Verfügung.
Ebenso können sich die Mitarbeitenden
jederzeit an
Die Datenschutzbeauftragte der
Evangelischen Kirche der Pfalz
Verwaltungsrätin i. K. Pia Schneider
Dezernat 6
Roßmarktstraße 4
67346 Speyer
Telefon: 06232 667-434
E-Mail:
pia.schneider@evkirchepfalz.de
wenden.
Aufgabe der Beauftragten für den Da-
tenschutz ist es, u.a. auf die Einhaltung
des DSG-EKD hinzuwirken, d.h. darauf
zu achten, dass die jeweilige kirchliche
Stelle bei der Erfüllung ihrer Aufgaben
die gesetzlichen Vorschriften beachtet
und die Beschäftigten zu schulen.
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2.2 Grundlagen des Datenschutzrechts
Die Grundlage des deutschen Daten-
schutzrechts bilden die EU Datenschutz-
grundverordnung (DSGVO) sowie das
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG-neu).
Nach Artikel 91 der DSGVO ist es den
Kirchen jedoch erlaubt, eigene Regelun-
gen zu schaffen, die die staatlichen Re-
gelungen nicht ergänzen, sondern für
den kirchlichen Bereich ersetzen.
Grundlage des Datenschutzrechts in der
Evangelischen Kirche ist daher das Da-
tenschutzgesetz der EKD (DSG- EKD),
das im kirchlichen Bereich ausschließ-
lich gilt.
2.2.1 Datenschutz – was bedeutet das

eigentlich?
Gemäß § 1 DSG-EKD soll das
Gesetz die Grundrechte und
Grundfreiheiten der Einzelnen
schützen, insbesondere das Recht
auf Schutz personenbezogener
Daten. Der Datenschutz regelt die
Verarbeitung und damit u.a. die
Erhebung, Speicherung und Ver-
wendung personenbezogener Da-
ten. Einfacher ausgedrückt be-
deutet dies: Das Datenschutz-
recht dient vor allem dazu, das
Persönlichkeitsrecht einer jeden
einzelnen Person (z.B. eines In-
teressenten oder Website-Nutz-
ers) zu schützen. Geschützt wer-
den also nicht die Daten von Per-
sonen, sondern die Personen
selbst, und zwar im Zusammen-
hang mit dem Umgang der auf
diese Person bezogenen Daten.

2.2.2 Abgrenzung: Datenschutz vs. IT-
Sicherheit
Der Datenschutz bezweckt dem-
nach den Schutz der Privatsphäre,
d.h. die Freiheit jedes Einzelnen
zu bestimmen, ob und wie seine
persönlichen Daten offenbart
oder verwendet werden. Er stellt
damit einen Schutz vor Verlet-
zungen und Eingriffen in die Per-
sönlichkeitsrechte dar.
Das Thema Informationssicher-
heit bezweckt dagegen den
Schutz von Informationen/Daten
und ist daher unerlässlich, um den
Schutz von Daten in technischer
und organisatorischer Hinsicht zu
gewährleisten.

2.2.3 Schutzobjekt des DSG-EKD –
Personenbezogene Daten und be-
sondere Kategorien personenbe-
zogener Daten

Personenbezogene Daten im Sin-
ne von § 4 Nr. 1 DSG-EKD sind
alle Informationen, die sich auf
eine identifizierte oder identifi-
zierbare natürliche Person bezie-
hen. Als identifizierbar gilt eine
Person dann, wenn sie direkt oder
indirekt (z.B. mittels Zuordnung
zu einer Kennung wie einem Na-
men, zu einer Kennnummer, zu
Standortdaten, zu einer Online-
Kennung oder zu besonderen
Merkmalen, die Ausdruck der
physischen, physiologischen, ge-
netischen, psychischen, wirt-
schaftlichen, kulturellen oder so-
zialen Identität dieser Person
sind) identifiziert werden kann.
Erfasst sind insbesondere Daten
wie Name, Anschrift, Familien-
stand, Geburtsdatum, Staatsange-
hörigkeit, Beruf, Konfession,
Einkommen- und Vermögens-
verhältnisse. Die Verarbeitung
(u.a. Erhebung, Speicherung,
Verwendung) von personenbezo-
genen Daten ist nur zulässig, so-
weit das DSG-EKD oder eine an-
dere Rechtsvorschrift dies erlaubt
oder anordnet oder die/der Be-
troffene eingewilligt hat.
Das DSG-EKD hat besondere
Kategorien personenbezogener
Daten im Sinne von § 13 DSG-
EKD unter besonderen Schutz
gestellt. Dazu gehören Angaben
über:
- die rassische und ethnische

Herkunft,
- politische Meinung,
- religiöse oder weltanschauli-

che Überzeugungen,
- Gewerkschaftszugehörigkeit,
- genetische und biometrische

Daten
- Gesundheit oder
- Sexualleben oder der sexuel-

len Orientierung.
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Vorstehende besondere Katego-
rien personenbezogener Daten
dürfen nur unter engen Voraus-
setzungen verarbeitet werden und
unterliegen u.U. einer vorherigen
Datenschutz-Folgenabschätzung
des externen Datenschutzbeauf-
tragten nach § 34 DSG-EKD.

2.3 Grundzüge des Datenschutzes
2.3.1 Zweckbindung

Es gilt der Grundsatz der Zweck-
bindung, d.h. der Zweck für die
Verarbeitung personenbezogener
Daten muss im Voraus bestimmt
werden. Jede weitere Verarbei-
tung oder Nutzung muss im Ein-
klang mit diesem Zweck stehen,
sofern das DSG-EKD nicht die
Verwendung für einen anderen
Zweck erlaubt.

2.3.2 Verbot mit Erlaubnisvorbehalt
Ferner gilt das sog. Verbot mit
Erlaubnisvorbehalt, wonach jede
Form der Verarbeitung personen-
bezogener Daten – und zwar vom
Erheben, Speichern, Verwenden,
Verändern, Abfragen bis hin zum
Übermitteln oder Löschen – als
Eingriff in die Grundfreiheiten
und die Privatsphäre der betrof-
fenen Person gilt und deshalb ei-
ner Legitimation bedarf. Als Fol-
ge des grundsätzlichen Verbotes
mit Erlaubnisvorbehalt bedarf es
für die rechtmäßige Verarbeitung
personenbezogener Daten einer
Einwilligung oder einer gesetzli-
chen Rechtfertigungsgrundlage
(z.B. § 6 Nr. 2 bis 8 DSG-EKD).

2.3.3 Rechte des Betroffenen
Den Betroffenen (z.B. den Ge-
meindemitgliedern oder Websi-
te-Nutzern) stehen die nachste-
henden Rechte zu:
- Information, wenn die Erhe-

bung der personenbezogenen
Daten beim Betroffenen er-
folgt (§ 17 DSG-EKD).

- Information, wenn die Erhe-
bung der personenbezogenen
Daten nicht beim Betroffenen
erfolgt (§ 18 DSG-EKD).
Auskunftsrecht, ob bzw. wel-
che personenbezogenen Da-
ten verarbeitet werden ein-
schließlich Herkunft, Verar-
beitungszweck und ggf. Emp-
fängerin/Empfänger der Da-
ten (§ 19 DSG-EKD)

- Berichtigungsrecht, d.h. Da-
ten sind unverzüglich zu be-
richtigen, wenn sie unrichtig
sind (§ 20 DSG-EKD).

- Löschungsrecht, z.B. bei un-
zulässiger Datenverarbeitung
und bei nicht mehr notwendi-
gen Daten (§ 21 DSG-EKD).

- Einschränkung der Verarbei-
tung, z.B. wenn die/der Be-
troffene die Richtigkeit der
Daten bestreitet oder wenn
die/der Verantwortliche, an-
ders als der Betroffene, die
Daten nicht mehr benötigt
(§ 22 DSG-EKD).

- Mitteilung, d.h. die/der Ver-
antwortliche teilt allen Emp-
fängerinnen/Empfängern der
Daten grundsätzlich jede Be-
richtigung, Löschung oder
Einschränkung der Verarbei-
tung mit; Unterrichtung über
diese Empfängerinnen/Emp-
fänger, wenn die betroffene
Person dies verlangt
(§ 23 DSG-EKD).

- Datenübertragbarkeit, d.h. das
Recht, die Daten in einem
strukturierten, gängigen und
maschinenlesbaren Format zu
erhalten (§ 24 DSG-EKD).
Widerspruchsrecht, d.h. keine
(weitere) Verarbeitung wenn
die/der Betroffene aus beson-
deren Gründen widerspricht
und die/der Verantwortliche
keine schutzwürdigen Gründe
nachweisen kann, die die In-
teressen der betroffenen Per-
son überwiegen
(§ 25 DSG-EKD).
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2.4 Verpflichtung auf den Datenschutz
Den mit der Datenverarbeitung befass-
ten Personen ist untersagt, personenbe-
zogene Daten in unzulässiger Weise zu
verarbeiten.
Jeder Mitarbeitende der XXX (verant-
wortliche Stelle) wurde daher auf den
Datenschutz hingewiesen und ist diesem
verpflichtet. Demnach ist es untersagt,
personenbezogene Daten unbefugt zu
erheben, zu speichern, zu verändern, zu
verwenden, ihre Verarbeitung einzu-
schränken, sie zu löschen oder diese Da-
ten Dritten bekanntzugeben oder zu-
gänglich zu machen. Die Verpflichtung
auf den Datenschutz besteht auch nach
Beendigung des Arbeitsverhältnisses
mit der XXX (verantwortliche Stelle)
fort.

2.5 Technische und organisatorische Um-
setzung des Datenschutzes
Die XXX (verantwortliche Stelle) hat
nach § 27 DSG-EKD die technischen
und organisatorischen Maßnahmen zu
treffen, die erforderlich sind, um die
Ausführung der Vorschriften des DSG-
EKD zu gewährleisten. Insgesamt müs-
sen die Maßnahmen geeignet sein, die
Vertraulichkeit, Integrität, Verfügbar-
keit und Belastbarkeit der Systeme (ein-
schließlich rascher Wiederherstellung
der Verfügbarkeit bei einem physischen
oder technischen Zwischenfall) im Zu-
sammenhang mit der Verarbeitung auf
Dauer sicher zu stellen. Insbesondere
sind nachstehende Maßnahmen bei der
Verarbeitung von personenbezogenen
Daten risikobasiert zu ergreifen, um ein
angemessenes Schutzniveau zu errei-
chen (§ 27 DSG-EKD)
- Pseudonymisierung und Verschlüs-

selung personenbezogener Daten.
- Zutrittskontrolle, zur Verhinderung

des physischen Zugangs zu Daten-
verarbeitungsanlagen (Beispielmaß-
nahme: Gebäudesicherung, Wach-
dienst, Schlüsselsystem).

- Zugangskontrolle, zur Verhinderung
der unbefugten Nutzung des Systems
(Beispielmaßnahme: Authentifizie-
rung, Passwortregeln, Benutzerver-
waltung).

- Zugriffskontrolle, zur Gewährleis-
tung einer ausschließlich berechtig-
ten Nutzung (Beispielmaßnahme:
gesonderte Zugriffsrechte, Passwort-
schutz, Verschlüsselung).

- Weitergabekontrolle, zur Verhinde-
rung von unbefugter Kenntnis bei
Transport, Speicherung und Übertra-
gung (Beispielmaßnahme: Ver-
schlüsselung von Daten, Transport-
sicherung).

- Eingangskontrolle, zur nachträgli-
chen Prüfung und Feststellung, wer
was und wann in das System einge-
geben hat (Beispielmaßnahme: Pro-
tokollierung, Logfiles).

- Auftragskontrolle, um zu gewähr-
leisten, dass die Auftragnehmerin/
der Auftragnehmer mit Daten wei-
sungsgemäß umgeht (Beispielmaß-
nahme: Verträge, Überprüfung von
Auftragnehmern/Subauftragneh-
mern).

- Verfügbarkeitskontrolle, zum
Schutz gegen Zerstörung, Verlust
und vor Elementarschäden (Beispiel-
maßnahme: Back-Ups, Firewalls,
Virenschutzsoftware, Feuermelder).

- Getrennte Verarbeitung/Trennungs-
gebot, damit Daten entsprechend ih-
res Zweckes getrennt voneinander
verarbeitet werden können (Bei-
spielsmaßnahmen: Physische Tren-
nung in unterschiedlichen Systemen
oder Datenbanken).

Die Einhaltung dieser Anforderungen
stellt die XXX (verantwortliche Stelle)
durch die Einführung entsprechender
Verfahren und Prozesse sicher, auf die
in Teil 2 dieser Richtlinie Bezug genom-
men oder im Einzelnen eingegangen
wird.
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3. Maßnahmen der XXX (verantwortliche
Stelle) zur Sicherstellung des Datenschutzes
Zur Sicherstellung der Anforderungen der gel-
tenden Datenschutzgesetze hat die XXX (ver-
antwortliche Stelle) die nachstehenden Prozes-
se und Verfahren definiert, die von den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern (nachstehend zu-
sammen „MA“ genannt) zu beachten und ein-
zuhalten sind.
3.1 Umgang mit personenbezogenen Da-

ten
Für den Umgang mit vertraulichen In-
formationen gelten folgende Regeln:
3.1.1 Grundsätzliche Regelung für die

Weitergabe von personenbezoge-
nen Daten Personenbezogene Da-
ten dürfen nur an MA oder Dritte
weitergegeben werden, wenn da-
zu aufgrund der Zuständigkeit
oder Aufgabenstellung der Emp-
fängerinnen/Empfänger eine Be-
rechtigung besteht oder eine ver-
tragliche oder gesetzliche Grund-
lage die Weitergabe erforderlich
macht. Auch mündliche Aus-
künfte stehen unter diesem Vor-
behalt, insbesondere bei tele-
fonischen Anfragen Dritter. Ver-
trauliche Telefonate über ein
Festnetztelefon oder von einem
Mobiltelefon aus dürfen nur unter
Ausschluss der Öffentlichkeit
und so geführt werden, dass ein
Mithören Unbefugter ausge-
schlossen ist. Ein Zugriff auf die
persönliche Telefon-Mailbox der
MA darf nur durch den jeweiligen
MA erfolgen.

3.1.2 Aufbewahrung von anvertrauten
Dokumenten
Die MA haben die ihnen anver-
trauten Dokumente mit personen-
bezogenem Inhalt vor dem Zu-
griff Unbefugter geschützt aufzu-
bewahren. Dazu sind verschließ-
bare Schränke, Rollcontainer
oder verschließbare Büroräume
(nachstehend „Schutzvorkehrun-
gen“ genannt) zu nutzen. Wenn
diese den MA zur Verfügung ge-
stellten Schutzvorkehrungen
nicht oder nicht mehr funktions-
tüchtig sind, ist dies der/dem Vor-
gesetzten mitzuteilen, die/der die
Behebung dieses Mangels unver-
züglich zu veranlassen hat.

Nur die Vorgesetzten, Stellver-
tretungen und weitere im Arbeits-
ablauf eingebundene Personen
dürfen neben der verantwortli-
chen MA im Rahmen des Erfor-
derlichen und der ihnen einge-
räumten Zugriffsrechte in Doku-
mente mit personenbezogenem
Inhalt Einblick nehmen. Bei be-
sonders schutzbedürftigen und/
oder vertraulichen Daten ist
durch die jeweilige Organisati-
onseinheit zu entscheiden, ob die-
se Daten darüber hinaus gegen
unberechtigten Zugriff (z.B.
durch externe Dritte, durch Sys-
temadministratoren etc.) zu
schützen sind, indem die jeweili-
gen Dateien passwortgeschützt
oder verschlüsselt im Netzwerk
gespeichert werden. Hierbei ist
aber zu beachten, dass dadurch
nicht nur ein Schutz gegen unbe-
rechtigte Zugriffe geschaffen
wird, sondern auch das Risiko,
dass berechtigte Personen keinen
Zugriff mehr auf die Daten haben,
wenn das jeweilige Passwort
nicht oder nicht mehr in der je-
weiligen organisatorischen Ein-
heit bekannt ist. Um diesem Risi-
ko zu begegnen, dürfen betriebli-
che Daten nur passwortgeschützt
oder verschlüsselt gespeichert
werden, wenn in der jeweiligen
organisatorischen Einheit ein
Verfahren gilt (möglichst schrift-
lich fixiert), das sicherstellt, dass
Vorgesetzte und/oder Stellvertre-
tungen eine Entschlüsselung vor-
nehmen können. Dies gilt nicht
für die Fälle, in denen Daten al-
lein für die Weitergabe passwort-
geschützt oder verschlüsselt wer-
den, sofern die Datei zusätzlich
noch unverschlüsselt im Netz-
werk gespeichert ist.
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3.1.3 Papierkörbe
Papierkörbe zählen zu den unter
Datenschutzgesichtspunkten sen-
siblen Einrichtungen, da die Ent-
sorgung des Inhalts regelmäßig
über die Müllabfuhr erfolgt, ohne
dass eine vorherige Vernichtung
vertraulicher Informationen
durchgeführt wurde. Vertrauliche
Dokumente und papiergebunde-
ne personenbezogene Informati-
onen sind deshalb stets in dafür
gesondert vorgesehene ver-
schlossene Entsorgungsbehälter
zu geben oder mit einem Schred-
der (mindestens Stufe 3 DIN
66399 = Materialteilchenlänge
max. 60 mm, Materialteilchen-
breite bis max. 4 mm oder Strei-
fenbreite max. 2 mm) zu vernich-
ten. Die Schlüssel für Entsor-
gungsbehälter dürfen nur autori-
sierten Personen zugänglich sein.
Ein Öffnen der verschlossenen
Entsorgungsbehälter, um Unter-
lagen, die ggfs. versehentlich ent-
sorgt wurden, wieder zu entneh-
men, ist nicht erlaubt.

3.1.4 Entsorgung elektronischer Da-
tenträger
Mit personenbezogenen Daten
beschriebene elektronische Da-
tenträger (z.B. CDs, DVDs, ex-
terne Festplatten, Speicherkarten,
USB-Sticks) dürfen nicht in den
Hausmüll gegeben werden. Viel-
mehr müssen sie zur fachkundi-
gen Vernichtung an die IT-Abtei-
lung gegeben werden. Die Ent-
sorgung nicht mehr funktionsfä-
higer oder nicht mehr benötigter
PCs darf nur durch die IT-Abtei-
lung unter Berücksichtigung an-
gemessener Sicherheitsverfahren
durchgeführt werden. Kirchliche
Stellen außerhalb des Landeskir-
chenrates wenden sich dazu an
Ihren IT-Dienstleister, mit dem
sie einen Vertrag nach
§ 30 DSG EKD (AV) geschlossen
haben. Einzelheiten zur Entsor-
gung sollten in eigenen Arbeits-
anweisungen geregelt werden.

3.2 Clean Desk
Soweit MA kein eigenes und in ihrer
Abwesenheit durchgängig verschlosse-
nes Büro haben, ist jeder Arbeitsplatz
stets aufgeräumt zu hinterlassen. Bei
Verlassen des Arbeitsplatzes ist sicher-
zustellen, dass personenbezogene Da-
ten, gleich ob papiergebunden oder auf
elektronischen Datenträgern, Unbefug-
ten nicht zugänglich sind und kein Ver-
lust an Verfügbarkeit oder Integrität ent-
stehen kann (siehe dazu auch ergänzend
Ziffer 3.1.2 dieser Richtlinie). Es ist zu
verhindern, dass Unbefugte am Arbeits-
platz auf Datenträger (z.B. CDs, DVDs,
USB-Sticks oder externe Festplatten)
oder papiergebundene Unterlagen zu-
greifen können. Dokumentierte Pass-
wörter dürfen für Unbefugte nicht zu-
gänglich am Arbeitsplatz aufbewahrt
werden (z.B. auf Klebezetteln am Mo-
nitor, unter der Schreibtischauflage oder
in unverschlossenen Schreibtischschub-
laden). Entsprechendes gilt für Schlüssel
zu besonders vertraulichen Bereichen
(z.B. Geschäftsführung, IT-Abteilung,
Personalabteilung, Finanzabteilung,
Rechtsabteilung, Aktenarchive). Unter-
lagen sind bei Verlassen von Bespre-
chungsräumen vollständig zu entfernen.
Dies gilt insbesondere auch für Schrift-
stücke auf Flipcharts.

3.3 PC-Bildschirm, Drucker und Kopie-
rer
Bildschirme und Drucker sind so aufzu-
stellen, dass ein unberechtigter Einblick
und Zugriff Dritter ausgeschlossen ist.
Die MA sind verpflichtet, bei jedem
auch nur kurzfristigen Verlassen des Ar-
beitsplatzes die Arbeitsstation zu sper-
ren, soweit sie kein eigenes und in ihrer
Abwesenheit verschlossenes Büro ha-
ben (siehe nähere Erläuterung dazu unter
Ziffer 3.4.2). Die XXX (verantwortliche
Stelle) muss zusätzlich dazu sicherstel-
len, dass sich die Arbeitsstation spätes-
tens 15 Minuten nach der letzten Tasta-
tureingabe bzw. der letzten Verwendung
der Maus automatisch selbst sperrt. Aus-
drucke mit personenbezogenen Daten
oder anderen vertraulichen Informatio-
nen dürfen nicht unbeaufsichtigt im Dru-
cker verbleiben, sondern müssen direkt
nach dem Ausdruck aus dem Drucker
entnommen werden. Gleiches gilt für
Kopiergeräte, worin keine Fehlkopien
oder Originaldokumente mit vertrau-
lichem Inhalt unbeaufsichtigt verbleiben
dürfen.
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3.4 Rechner (Arbeitsplatzrechner und
mobile Geräte)
3.4.1 Beschaffung und Nutzung von

Hard- und Software
Die Beschaffung von Hardware
jeder Art (Desktop -und Note-
book-Rechner, Mobiltelefone,
Smartphones, Zubehör etc.) so-
wie von Software obliegt aus-
schließlich der IT-Abteilung, in
kirchlichen Stellen außerhalb des
LKR bestimmt die Geschäftslei-
tung, wer dafür zuständig ist.
Die private Nutzung der zu
dienstlichen Zwecken an die MA
überlassenen Hard-und Software
ist ausdrücklich untersagt, sofern
nicht abweichend geregelt. Eben-
so ist die Verwendung privater
Hard- und Software zu dienstli-
chen Zwecken nicht gestattet.
Insbesondere das Überspielen
oder Weiterleiten von betriebli-
chen Daten auf private Datenträ-
ger (z.B. auf CDs, DVDs, USB-
Sticks, externe Festplatten, Mo-
biltelefone, Smartphones) ist un-
tersagt. Das heißt, dass auch die
Weitergabe bzw. Weiterleitung
von betrieblichen Daten per E-
Mail auf private Datenträger/
Hardware (z.B. durch Weiterlei-
tung einer E-Mail an einen priva-
ten E-Mailaccount) untersagt ist.
Soweit MA ausnahmsweise Ad-
ministrationsrechte auf ihrem
Rechner haben, ist vor jeder In-
stallation von neuer Software die
Genehmigung der IT-Abteilung -
in kirchlichen Stellen außerhalb
des LKR bestimmt die Geschäfts-
leitung, wer die Genehmigung er-
teilen darf - einzuholen. Dateien
von externen Datenträgern (z.B.
CDs, DVDs, USB-Sticks, externe
Festplatten, Mobiltelefonen,
Smartphones) müssen vor der
Speicherung auf Rechnern kirch-
licher Einrichtungen und der
Übermittlung über das Netzwerk
kirchlicher Einrichtungen auf Vi-
ren und Würmer überprüft wer-
den. Das Deaktivieren von Anti-
virenprogrammen ist untersagt.

3.4.2 Sperrung des persönlichen PC bei
Verlassen des Arbeitsplatzes
Soweit MA kein eigenes und in
ihrer Abwesenheit verschlosse-
nes Büro haben, ist auch bei kurz-
zeitigem Verlassen des Arbeits-
platzes der Zugriff auf den per-
sönlichen PC zu sperren. Dies
kann durch eine Systemabmel-
dung, die Sperrung des Arbeits-
platzrechners (ggf. durch die Tas-
tenkombination: „Windows“
+ “L“) oder die Aktivierung eines
passwortgeschützten Bildschirm-
schoners erfolgen. In jedem Falle
ist sicherzustellen, dass niemand
unter der Benutzerkennung eines
abwesenden MA auf Systemres-
sourcen zugreifen kann.

3.4.3 Speicherung von relevanten Da-
ten
Relevante Daten müssen auf
Netzwerklaufwerken, wo regel-
mäßige Sicherungen/Back Ups
erfolgen, und nicht auf den loka-
len Festplatten (z.B. C-Laufwerk)
der PCs gespeichert werden.

3.4.4 Löschung von Daten
Sämtliche Daten, die für die Ge-
schäftstätigkeit nicht mehr erfor-
derlich sind und die keiner ver-
traglichen oder gesetzlichen Auf-
bewahrungspflicht unterliegen,
sind umgehend zu löschen. Ein-
zelheiten zu den Aufbewahrungs-
pflichten sollten in entsprechen-
den Arbeitsanweisungen geregelt
werden.

3.4.5 Nutzung von mobilen Endgeräten
(Laptops, Smartphones, PDA
etc.)
Bei der Nutzung von mobilen
Endgeräten ist sicherzustellen,
dass Unbefugte Dritte nicht ver-
trauliche Informationen (wie per-
sonenbezogene Daten) mitlesen
oder mithören können. Die Ein-
sichtnahme des Bildschirms
durch unbefugte Dritte ist zu ver-
hindern. Bei Bedarf ist daher mit
der IT-Abteilung - in kirchlichen
Stellen außerhalb des LKR mit
der von der Geschäftsleitung be-
stimmten Stelle - abzustimmen,
ob Sicherungsmaßnahmen (z. B.
Blickschutzfilter) möglich sind,
die die Einsichtnahme durch Drit-
te bei der Nutzung in der Öffent-
lichkeit (z.B. auf einer Zugfahrt)
verhindern.
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Die SIM-PIN-Abfrage beim Start
eines Gerätes darf nicht deakti-
viert werden. Außerdem muss die
automatische Bildschirmsperre
mit Passwort aktiviert sein. Soll-
ten diese Schutzmaßnahmen
nicht gewährleistet sein, ist die
Benutzung des Laptops zur Ver-
arbeitung personenbezogener
und anderer vertraulicher Daten
in der Öffentlichkeit verboten.

3.4.6 USB-Sticks, CD/DVD, externe
Festplatten, Speicherkarten und
andere mobile elektronische Da-
tenträger
Das Speichern von Daten kirchli-
cher Einrichtungen (wozu insb.
auch personenbezogene Daten
gehören) auf privaten USB-
Sticks, CD/DVD, Speicherkar-
ten, externen Festplatten und an-
deren mobilen Speichermedien
ist untersagt. Vielmehr dürfen
diese schon nicht in Rechner
kirchlicher Einrichtungen einge-
legt oder an diese angeschlossen
werden.
Werden auf betrieblichen USB-
Sticks oder anderen externen Da-
tenträgern vertrauliche Informa-
tionen und insbesondere perso-
nenbezogene Daten gespeichert,
so muss der Datenträger bzw. die
darauf gespeicherten Daten vor
ihrem Transport außerhalb der
kirchlichen Einrichtung ver-
schlüsselt werden. Mit solchen
Daten beschriebene USB-Sticks,
CD/DVD, Speicherkarten, exter-
ne Festplatten und andere mobile
Datenträger sind zur fachkundi-
gen Vernichtung an die IT-Abtei-
lung - in kirchlichen Stellen au-
ßerhalb des LKR an die von der
Geschäftsleitung bestimmte
Stelle - zu geben.

3.5 Betriebliches E-Mail-System
3.5.1 Privatnutzung

Das E-Mail-System der XXX
(verantwortliche Stelle) darf nur
zu betrieblichen Zwecken ver-
wendet werden. Jede private Nut-
zung ist untersagt. Hiervon aus-
genommen ist die private Nut-
zung aus einem dienstlich veran-
lassten Grund (z.B. die Verabre-
dung mit anderen MA zum Mit-
tagessen). Alle ein- und ausgeh-
enden E-Mails werden aufgrund
gesetzlicher Vorschriften elek-
tronisch archiviert und autorisier-
te MA können möglicherweise
Zugriff auf alle gespeicherten E-
Mails nehmen. Wegen des not-
wendigen Schutzes des Netz-
werks kann die XXX (verant-
wortliche Stelle) daher nicht die
völlige Vertraulichkeit von Infor-
mationen innerhalb des Netz-
werks garantieren.
Die Nutzung des E-Mail-Systems
zu betrieblichen Zwecken um-
fasst jegliche Nutzeraktivität, die
sich entweder direkt oder indirekt
auf die XXX (verantwortliche
Stelle) und den Betrieb oder das
Verhältnis von der XXX (verant-
wortliche Stelle) und MA bezie-
hen. Daher muss eine betriebliche
E-Mail-Nutzung in einem gewis-
sen Zusammenhang zur XXX
(verantwortliche Stelle) stehen,
wobei dieser Zusammenhang
auch indirekt ausgestaltet sein
kann oder nicht auf den ersten
Blick erkennbar sein muss (z.B.
E-Mail des MA an die Ehefrau,
um eine Verspätung wegen Über-
stunden anzukündigen). Die pri-
vate Nutzung des E-Mail-Sys-
tems weist hingegen keinen Zu-
sammenhang zur XXX (verant-
wortliche Stelle) oder Geschäfts-
partnern auf. Sie betrifft weder
die Interessen der XXX (verant-
wortliche Stelle) noch deren Be-
ziehung zu der Nutzerin/dem
Nutzer.
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Die Nutzerinnen/Nutzer des E-
Mail-Systems dürfen keine priva-
te Korrespondenz in eine betrieb-
liche E-Mail mit aufnehmen. Ent-
gegen dieses Verbots der Privat-
nutzung in den dienstlichen E-
Mail-Accounts befindliche und/
oder eingehende E-Mails sind
von MA sofort aus dem E-Mail-
Account zu entfernen. Soweit ei-
ne eingehende betriebliche E-
Mail dennoch auch private Infor-
mationen zum Inhalt hat, ist sie
wie eine betriebliche E-Mail ein-
zuordnen und zu behandeln. Un-
ter der Voraussetzung, dass ein
negativer Einfluss auf den Ar-
beitsablauf vermieden wird, soll-
te die versendende Person der E-
Mail dazu aufgefordert werden,
keine weitere private Korrespon-
denz in betriebliche E-Mails ein-
zubeziehen bzw. sollte die ver-
sendende Person darauf hinge-
wiesen werden, dass die entspre-
chende Adresse nur für dienstli-
che Zwecke genutzt werden darf.
Die XXX (verantwortliche Stel-
le) ist berechtigt, bei konkretem
Verdacht auf eine missbräuchli-
che Nutzung, Überprüfungen an-
hand gespeicherter Nutzerdaten
vorzunehmen.
Die XXX (verantwortliche Stel-
le) gestattet unter dem Vorbehalt
des jederzeitigen Widerrufs eine
angemessene Nutzung der kirch-
lichen Einrichtung fremden web-
basierten E-Mail-Systemen (z. B.
web.de) für private Zwecke, da
diese Informationen nicht im
Netzwerk der kirchlichen Ein-
richtung gespeichert werden. Die
private Nutzung von webbasier-
ten E-Mail-Systemen ist nur zu-
lässig, soweit dadurch weder die
Interessen der XXX (verantwort-
liche Stelle) oder die Funktions-
fähigkeit der IT- Systeme negativ
beeinflusst werden, noch die Ar-
beitsleistung der jeweiligen MA
darunter leidet. E- Mail-Systeme,
die nicht der XXX (verantwortli-
che Stelle) zuzuordnen sind, dür-
fen nicht für die betriebliche
Kommunikation eingesetzt wer-
den.

3.5.2 Regelungen zum E-Mail-Ver-
sand
Vor Versand einer E-Mail ist da-
rauf zu achten, dass die eingege-
benen Empfängeradressen richtig
sind. Gleiches gilt bei Nutzung
der Antwort-Funktion des E-
Mail-Programms und der damit
verbundenen Übernahme der von
der urspünglichen Absenderin/
dem ursprünglichen Absender
ggf. zusätzlich eingegebenen E-
Mail-Adressen. Zusätzliche E-
Mail-Adressen sollen nur in den
Verteiler einer E-Mail aufgenom-
men werden, wenn die Hinzuzie-
hung der jeweiligen Empfangen-
den erforderlich ist.
Wenn E-Mails an eine Gruppe
der kirchlichen Einrichtung frem-
den Adressaten versendet wer-
den, sind die E-Mail-Adressen
grds. ins „bcc“ zu setzen, so dass
die Empfänger die E-Mail-Adres-
sen der anderen Adressaten nicht
einsehen können. Eine „offene“
Eingabe der E-Mail-Adresse im
„cc“ ist nur dann zulässig, wenn
davon ausgegangen werden darf,
dass die Betroffenen mit dieser
Weiterübermittlung ihrer E-
Mail-Adresse einverstanden sind.
Beispiele für ein Versenden der
E-Mail-Adressen im „cc“ können
insbesondere die E-Mail-Adres-
sen von Abteilungs- oder Fach-
bereichsleitungen sein, wenn die-
se von bestimmten Vorgängen in
Kenntnis gesetzt werden sollen.
Aber auch bei der Kommunikati-
on mit Vertragspartnerinnen und
-partnern kann davon ausgegan-
gen werden, dass jegliche Perso-
nen, die mit den aus dem Ver-
tragsverhältnis hervorgehenden
Aufgaben betraut sind, mit der of-
fenen Eingabe der E-Mail-Adres-
sen einverstanden sind. Als
Faustregel kann darüber hinaus
zugrunde gelegt werden, dass
diejenigen, die auch bereits von
der Absenderseite auf “cc“ ge-
setzt wurden, bei der Antwort
ebenfalls auf „cc“ gesetzt werden
dürfen.

52   Amtsblatt der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) 4 _ 2020



Die „bcc“ -Funktion ist immer
dann sinnvoll, wenn die Empfän-
gerliste sehr umfangreich ist, die
Empfangenden einer Weitergabe
der eigenen E-Mail-Adresse nicht
zugestimmt haben oder niemand
wissen soll, an wen die E-Mail
noch gegangen ist, etwa um die
Privatsphäre der einzelnen Emp-
fangenden zu schützen. Auch um
zu verhindern, dass die Mail-Ad-
ressen der Empfangenden von
Rundmails für Spam-Mails miss-
braucht werden, ist die Verwen-
dung der „bcc“-Funktion sinn-
voll. Beispiele für ein Setzen auf
„bcc“ sind also vor allem die
Empfangenden von Sammel-E-
Mails oder Newslettern.
Seitens der MA darf nur den je-
weiligen Stellvertretungen und/
oder Vorgesetzten Zugriff auf die
persönliche Mailbox eingeräumt
werden.

3.6 Internet
Die Nutzung des Internets wird in einer
gesonderten Dienstvereinbarung gere-
gelt.

3.7 Passwörter
3.7.1 Anforderungen an Passwortpara-

meter
Soweit die Passwortparameter
nicht ohnehin systemseitig vor-
gegeben sind, ist bei der Auswahl
eines Passwortes darauf zu ach-
ten, dass es nicht leicht erraten
werden kann. Ein Passwort sollte
mindestens acht Zeichen lang
sein und möglichst immer aus ei-
ner Kombination von Buchstaben
in Groß- und Kleinschreibung,
Ziffern und Sonderzeichen beste-
hen. Problematisch sind Trivial-
kennwörter wie "ABC" oder Tas-
taturfolgen (z.B. "qwert" oder
"asdfgh"), alle Arten von Namen
(etwa von Freunden, Bekannten,
Kollegen/innen, Familienange-
hörigen, Haustieren), Städte- und
Gebäudebezeichnungen, Comic-
Figuren, Automarken, Autokenn-
zeichen, Begriffe, Geburtsdaten,
Telefonnummern, gängige Ab-
kürzungen usw.

3.7.2 Geheimhaltung von Passwörtern
Passwörter sind strikt geheim zu
halten. Die Geheimhaltungsver-
pflichtung hinsichtlich des Pass-
wortes gilt auch gegenüber Kol-
leginnen/Kollegen und Vorge-
setzten. Sollte eine Weitergabe
entgegen dieser Anweisung den-
noch erfolgt sein, um etwa im
Notfall den Zugriff auf bestimmte
Datenbestände durch Dritte zu er-
möglichen, ist das Passwort um-
gehend zu ändern. Es ist unter-
sagt, Passwörter papiergebunden
am Arbeitsplatz ohne Schutz vor
unberechtigtem Zugriff (z.B. un-
verschlossene Schreibtisch-
schublade, unter Schreibtischun-
terlage) oder elektronisch unver-
schlüsselt auf einem Rechner
oder externen Datenträger vorzu-
halten.

3.8 Telefax/Scanner
Bei Telefaxgeräten besteht ein erhöhtes
Risiko der Fehlleitung von Nachrichten
oder der unberechtigten Einsichtnahme
in Nachrichten bei Empfangenden. Des-
halb sollte auf die Nutzung von Telefax-
geräten bei der Übermittlung sensibler
personenbezogener Daten und beson-
ders vertraulicher Informationen soweit
möglich verzichtet werden.
Dennoch gibt es Ausnahmen, in denen
ein Verzicht auf die Nutzung von Tele-
faxgeräten nicht praktikabel erscheint.
Dies betrifft insbesondere die Kommu-
nikation mit Behörden (bspw. Finanz-
ämtern und Aufsichtsbehörden), mit
Rechtsanwältinnen/Rechtsanwälten und
Vertragspartnerinnen und -partnern, so-
weit dies vertraglich vereinbart wurde.
Abgesehen von den genannten Fällen, in
denen Behörden oder Berufsgeheimnis-
träger involviert sind, sollte vor Sendung
des Telefax der Empfangenden über die
Sendung informiert werden, um sicher-
zustellen, dass ein zugriffsbefugter MA
des Empfangenden das Empfangsgerät
während des Ausdrucks persönlich
überwacht und das gedruckte Dokument
umgehend aus dem Gerät entnimmt.
Vor Absendung eines Telefax hat sich
die Bedienerin/der Bediener über die
Richtigkeit der Zielwahlnummer Ge-
wissheit zu verschaffen, um eine Fehl-
sendung auszuschließen. Zudem ist vor
dem Starten des Sendevorgangs noch
einmal die Übereinstimmung der Ziel-
wahlnummer mit der im Display ange-
zeigten Rufnummer zu überprüfen. Bei
fehlender Übereinstimmung ist der Sen-
devorgang zu unterbrechen.
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Soweit über einen Scanner das eingele-
sene Dokument direkt in einem Netz-
werkverzeichnis abgelegt werden kann,
ist sicherzustellen, dass dieses Netz-
werkverzeichnis zugriffsgeschützt ist,
so dass nur berechtigte Personen zugrei-
fen können. Lediglich öffentliche Doku-
mente dürfen direkt in kirchenweit zu-
gängliche Netzwerkverzeichnisse ein-
gescannt werden.
Faxe mit personenbezogenen Daten oder
anderen vertraulichen Informationen
dürfen nicht unbeaufsichtigt im Gerät
verbleiben, sondern müssen direkt nach
dem Ausdruck entnommen werden.

3.9 Briefpost
Bei der Versendung von Briefpost ist
möglichst die empfangsberechtigte Per-
son oder zumindest die Abteilung, der
die Person zugeteilt ist, auf der Empfän-
gerseite anzugeben. Soweit vertrauliche
Informationen enthalten sind, ist zudem
der Vermerk „persönlich“ oder „vertrau-
lich“ in das Adressfeld aufzunehmen.
Wenn bereits aus den Absenderangaben
Rückschlüsse auf bestimmte Tatsachen
möglich sind, darf die (genaue) absen-
dende Person nicht erkennbar sein (z.B.
„Mahnabteilung"). Bei Fensterkuverts
sind die Formatierung, der Umschlag,
die Fenstergröße und das Papier so zu
wählen, dass durch Verschiebungen kei-
ne weiteren personenbezogenen Daten
erscheinen. Nur durchsichtsgeschützte
Briefumschläge dürfen verwendet wer-
den.
Da das grundrechtlich geschützte Brief-
geheimnis auch im Beschäftigungsver-
hältnis gilt, sollte Briefpost, die im
Adressfeld den Namen eines MA auf-
weist, diesem oder im Bedarfsfall seiner
Stellvertretung ungeöffnet zugestellt
werden. Dies gilt zwingend, wenn zuerst
der Name des MA und dann der Name
der kirchlichen Einrichtung genannt
sind. Soweit ein Adressfeld den Hinweis
„persönlich“, „vertraulich“, „privat“,
„geheim“ o.Ä. aufweist, darf die Post-
sendung auch nicht durch die Stellver-
tretung oder Vorgesetzten geöffnet wer-
den, sondern ist dem MA persönlich zu-
zustellen oder zurück zu senden. In ei-
nem solchen Falle ist die Öffnung der
Postsendung durch andere Personen nur
erlaubt, sofern die jeweilige mitarbei-
tende Person die Postöffnung durch die-
se andere Person explizit erlaubt hat. Ei-
ne Verletzung des Briefgeheimnisses ist
ggf. strafbar, auch wenn der Brief ledig-
lich geöffnet, aber nicht gelesen wurde.

3.10 Schutzmaßnahmen außerhalb des Be-
triebsgeländes
Außerhalb des Betriebsgeländes sind
vertrauliche und personenbezogene Da-
ten mit betrieblichem Bezug so zu schüt-
zen, dass ein Zugang zu den Informati-
onen durch unbefugte Personen ausge-
schlossen wird. Vertrauliche Papierdo-
kumente müssen zugriffsgeschützt (et-
wa in verschlossenem Behälter oder
Schrank) aufbewahrt werden. Die Re-
geln über den Transport von Laptops
(siehe oben unter Ziffer 3.4) gelten für
betriebliche Papierdokumente entspre-
chend.

4. Besondere datenschutzrechtliche Verfahren
Nachstehend wird auf besondere datenschutz-
rechtliche Verfahren hingewiesen, auf die die
Mitarbeitenden im Rahmen dieser Daten-
schutzrichtlinie hingewiesen werden sollen.
4.1 Auskunftsrecht und Auskunftsver-

zeichnis
Gemäß § 19 DSG-EKD steht dem Be-
troffenen (z.B. Interessenten und Web-
site-Nutzern) ein Auskunftsrecht gegen-
über der XXX (verantwortliche Stelle)
dahingehend zu,
- welche personenbezogenen Daten zu

der Person gespeichert sind,
- an welche Empfängerinnen/Empfän-

ger oder Kategorien von Empfänger-
innen/Empfängern die Daten weiter-
gegeben werden, und

- den Zweck der Speicherung,
- Speicherdauer,
- evtl. Herkunft der Daten,
- weitere Rechte des Betroffenen.
Anfragen auf Auskunft nach
§ 19 DSG-EKD, die an die Evangelische
Kirche der Pfalz bzw. die in diesem Zu-
sammenhang verantwortliche Stelle ge-
richtet sind, können an den externen Da-
tenschutzbeauftragen (Kontaktdaten
s. oben unter Ziffer 2.1) oder
Die Datenschutzbeauftragte
der Evangelischen Kirche der Pfalz
Verwaltungsrätin i. K. Pia Schneider
Dezernat 6
Roßmarktstraße 4
67346 Speyer
Telefon: 06232 667-434
E-Mail:
pia.schneider@evkirchepfalz.de
gegeben werden. Die Anfragen werden
von dort aus beantwortet.

54   Amtsblatt der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) 4 _ 2020



4.2 Melde- und Eskalationsprozess nach
§ 32 und § 33 DSG-EKD
Ferner ist jeder Mitarbeitende verpflich-
tet, einen bestimmten Melde- und Eska-
lationsprozess einzuhalten. Danach sind
Mitarbeitende im Fall des Verdachtes,
dass personenbezogene Daten verloren
gegangen sind, gestohlen wurden oder
durch unberechtigte Dritte eingesehen
worden sind, verpflichtet, ihre direkte
Vorgesetzte/ihren direkten Vorgesetz-
ten sowie den Datenschutzbeauftragten
zu informieren. Für die Meldung einer
Datenpanne ist stets der Meldebogen im
kirchlichen Intranet (Arbeitsplatz –
Recht – Datenschutz – Muster/Vorla-
gen) zu verwenden. Die Meldung muss
unbedingt über die Pannenhotline
(0160 / 500 148 5) erfolgen. Unter dieser
Telefonnummer meldet sich die Rechts-
anwaltskanzlei Kinast und Partner in
Köln, die für die verfasste Kirche der
EKP als externer Datenschutzbeauftrag-
ter bestellt wurde. Die Übersendung des
Meldebogens hat so zeitnah wie möglich
zu erfolgen. Dieser Prozess soll sicher-
stellen, dass die XXX (verantwortliche
Stelle) ihren Informationsverpflichtun-
gen gegenüber der zuständigen Auf-
sichtsbehörde für Datenschutz sowie
den Betroffenen gem.
§ 32 und § 33 DSG-EKD nachkommen
kann. Ein Verstoß gegen diese Ver-
pflichtung stellt nach § 45 DSG-EKD
eine Ordnungswidrigkeit dar, die mit ei-
ner Geldbuße in Höhe von bis zu
500.000 Euro geahndet werden kann.

4.3 Erstellung eines Verarbeitungsver-
zeichnisses bei Einführung neuer Ver-
fahren; Datenschutz-Folgenabschät-
zung durch den externen Daten-
schutzbeauftragen
Verarbeitungsverzeichnisse und Daten-
schutzfolgeabschätzungen werden ggf.
zentral im Landeskirchenrat geführt
bzw. erstellt (z. B. KFM, DaviP, Kidi-
cap, AHD-Formulare, MS-Office). Die
beabsichtigte Einführung anderer neuer
Verfahren, die nicht zentral vom Lan-
deskirchenrat supported werden, ist
dem/der Datenschutzbeauftragten zu
melden. Dies dient dazu, dem externen
Datenschutzbeauftragten die Möglich-
keit zu geben, vor Inbetriebnahme einer
automatisierten Verarbeitung von per-
sonenbezogenen Daten (Verfahren) eine
erste Bewertung der datenschutzrechtli-
chen Zulässigkeit des beabsichtigten
Verfahrens und ggf. anschließend – so-
weit das Verfahren ein erhöhtes Risiko
für die Grundrechte und Grundfreiheiten
der Betroffenen darstellen könnte – gem.
§ 34 DSG-EKD eine Datenschutz-Fol-
genabschätzung vorzunehmen.
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Bekanntmachungen

Kollekte für Ökumene und
Auslandsarbeit (EKD)

Speyer, den. 30.04.2020
Az.: 3 360/09-3

Nach dem Kollektenplan 2020 (ABl. 2019 S. 114) ist
in unserer Landeskirche am 2. Sonntag nach Trinitatis,
dem 21. Juni 2020, eine Kollekte für Ökumene und
Auslandsarbeit zu erheben.
Kollektenzweck:
Internationale ökumenische Versöhnungsprojekte:
„Healing of Memories“ und Studieren am Ökumeni-
schen Institut Bossey, Schweiz
Vorlesetext
Kirchen sind auf vielfältige Weise Teil einer schuld-
haften und gewalttätigen Vergangenheit und Gegen-
wart. „Healing of Memories“ als seelsorglich-thera-
peutisches Verfahren ermöglicht es etwa in Namibia,
als ehemaliger deutscher Kolonie, oder an ausgesuch-
ten Orten in Osteuropa die schmerzliche Aufarbeitung
der Vergangenheit mit aktuellen kirchlichen Versöh-
nungsprojekten zu verbinden.
Gleichzeitig ermöglicht diese Kollekte angehenden
Pastorinnen und Pastoren aus unseren Landeskirchen
einen Studienaufenthalt im Ökumenischen Institut
Bossey und an der Universität Genf. Dort leben und
lernen sie in enger Gemeinschaft mit jungen Men-
schen verschiedener Konfessionen aus allen Teilen
der Welt. Die Studierenden können entweder ein Stu-
dienprogramm für ein oder für zwei Semester belegen.
Erläuterungen
„Healing of Memories“, das Heilen von Erinnerungen,
wurde erstmals nach der Apartheidzeit in Südafrika als
Teil der Täter-Opfer-Arbeit erprobt, danach in Nord-
irland, in Südosteuropa oder auch im Rahmen des Re-
formationsjubiläums als Versöhnungsprozess zwi-
schen den verschiedenen christlichen Konfessionen
genutzt.
Gerade angesichts alarmierenden Rassismus und der
weithin vergessenen kolonialen Vergangenheit
Deutschlands ist die Aufarbeitung und Vergegenwär-
tigung unserer Verantwortung angesichts beispiels-
weise von Namibia umso wichtiger. Seminare und
Versöhnungsgottesdienste, Antirassismustrainings,
die Gestaltung von Gedenkorten, Begegnungsange-
bote und die Ermöglichung gemeinsamer historischer
Erinnerung von Opfern und Tätern können gemeinsa-
me Wege in eine friedlichere Zukunft ebnen. Z. B.
könnte während einer kirchlichen Begegnungsreise
auf den Spuren der kolonialen Vergangenheit gemein-
sam mit der namibischen Partnerkirche eine Erinne-
rungstafel an einem der Vernichtungsorte errichtet
werden.

Das Ökumenische Institut in Bossey (Schweiz) bietet
in Kooperation mit der Universität Genf die einzigar-
tige Möglichkeit für Ecumenical Studies im internati-
onalen ökumenischen Kontext. In engem Kontakt mit
dem Ökumenischen Rat der Kirchen in Genf ermög-
licht das Studium die vertiefte theologische Beschäf-
tigung mit der weltweiten Kirche im Horizont gegen-
wärtiger globaler Herausforderungen. Darüber hinaus
ermöglicht es eine Vernetzung von Studierenden welt-
weit. Es ist von landeskirchlichem wie EKD-weitem
Interesse, dass in Zeiten von Migration und Globali-
sierung Kolleg*innen in diesem Bereich der Theolo-
gie qualifiziert ausgebildet sind.
Fürbittengebet
Liebevoller und gerechter Gott, wie oft wurden wir in
der Vergangenheit und werden wir heute schuldig an
anderen Menschen und Völkern. Lass uns die Wege
von Versöhnung und Gewaltfreiheit suchen und fin-
den, damit dein Welt friedlicher wird. Amen.
Guter Gott, wir bitten Dich: Stärke Deine Kirchen auf
dem Weg zur Einheit.
Geistliches Wort
z. B. Bibelzitat oder ein geistliches Lied mit Bezug
zum Kollektenzweck
Jeremia 17,14:
„Heile du mich, Herr, so werde ich heil; hilf du mir,
so ist mir geholfen.“
„Damit sie alle eins seien, gleichwie du, Vater, in mir
und ich in dir, damit auch sie in uns eins seien, damit
die Welt glaube, dass du mich gesandt hast“ (Joh
17,21).
Ansprechpartner im Kirchenamt der EKD:
Bischöfin Petra Bosse-Huber und
Oberkirchenrat Frank Kopania
Telefon: 0511-2796-125 und -8407
Mail: Petra.Bosse-Huber@ekd.de,
frank.kopania@ekd.de
Bitte leiten Sie die Kollekte in der Woche nach der
Erhebung an das Verwaltungsamt weiter. Die Ver-
waltungsämter werden gebeten, innerhalb von weite-
ren vier Wochen die Spendenergebnisse der einzelnen
Kirchengemeinden online im Portal der Landeskirche
zu melden und die Gesamtüberweisung der Kollekte
unter Angabe des Kollektendatums und der Kollek-
tenbezeichnung an die Landeskirche zu veranlassen.
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Kollekte für besondere
gesamtkirchliche Projekte der EKD

Speyer, den 30.04.2020
Az.: 360/09-2

Nach dem Kollektenplan 2020 (ABl. 2019 S. 114) ist
in unserer Landeskirche am 7. Sonntag nach Trinitatis,
dem 26. Juli 2020, eine Kollekte für besondere ge-
samtkirchliche Projekte und Aufgaben der EKD zu
erheben.
Für die Abkündigung kann folgender Aufruf verwen-
det werden:
Kollektenzweck:
Frieden stiften und Versöhnung lernen
Vorlesetext
„Selig sind, die Frieden stiften. Denn sie werden Got-
tes Kinder heißen“. Jesu Wort aus der Bergpredigt ist
leitend für das Projekt ‚Frieden stiften und Versöh-
nung lernen‘. Schülerinnen und Schüler, Studierende
und Kinder an evangelischen Kindertagesstätten ler-
nen hier, Streit zu schlichten, Konflikte zu erkennen
und Versöhnung zu gestalten. Sie werden dabei inspi-
riert von Einblicken in Friedensarbeit in anderen Län-
dern und Kontinenten. Sie erleben Begegnungen und
Zusammenarbeit mit kleinen und großen Friedensstif-
tern auf dieser Erde.
Erläuterungen
In Deutschland besuchen über 800.000 junge Men-
schen, weltweit viele Millionen junge Menschen
Schulen, Hochschulen und Kindertagesstätten in
evangelischer Trägerschaft. Fast überall steigt die in-
nergesellschaftliche Vielfalt und verursacht Konflikte
– auch in den Lerngruppen. Mit der Kollekte ermög-
lichen Sie, dass junge Menschen im Horizont des
christlichen Glaubens Konflikte bearbeiten lernen und
Friedensengagement positiv erleben.
Fürbittengebet
Barmherziger Gott, du ermutigst, Friedensstifter zu
werden und Versöhnung immer neu zu versuchen. Be-
gleite du mit deinem Segen junge Menschen, wenn sie
sich für Frieden und Konfliktlösungen einsetzen – vor
Ort und weltweit.
Geistliches Wort
Selig sind, die Frieden stiften; denn Sie werden Gottes
Kinder heißen (Mt 5, 9) .
Ansprechpartner im Kirchenamt der EKD:
Dr. Birgit Sendler-Koschel
Telefon: 0511-2796-243
Mail: Birgit.Sendler-Koschel@ekd.de
Bitte leiten Sie die Kollekte in der Woche nach der
Erhebung an das Verwaltungsamt weiter. Die Ver-
waltungsämter werden gebeten, innerhalb von weite-
ren vier Wochen die Spendenergebnisse der einzelnen
Kirchengemeinden online im Portal der Landeskirche
zu melden und die Gesamtüberweisung der Kollekte
unter Angabe des Kollektendatums und der Kollek-
tenbezeichnung an die Landeskirche zu veranlassen.

Kollekte für die „Diakonie
Deutschland“ (EKD)

Speyer, den 30.04.2020
Az.: 3 360/09-4

Nach dem Kollektenplan 2020 (ABl. 2019 S. 114) ist
in unserer Landeskirche am 9. Sonntag nach Trinitatis,
9. August 2020, eine Kollekte für die „Diakonie
Deutschland“ zu erheben.
Kollektenzweck
„Das gesellschaftliche Miteinander gerecht gestalten
– Diakonische Projekte für soziale Teilhabe und zi-
vilgesellschaftliches Engagement“
Vorlesetext
Ausgrenzung und menschenfeindliche Einstellungen
begegnen uns in allen Teilen der Gesellschaft. Mit Ih-
rer Kollekte sorgen Sie dafür, dass Menschen auch in
schwierigen Lebenslagen nicht an den Rand der Ge-
sellschaft gedrängt werden. Mit dieser Kollekte un-
terstützen Sie konkrete Projekte, die Menschen vor Ort
dabei unterstützen, ihrem Anliegen Gehör zu ver-
schaffen und sich mit Mut und Zivilcourage für unser
demokratisches Zusammenleben und gegen Men-
schenfeindlichkeit, Rassismus und Antisemitismus
einzusetzen.
Erläuterungen
Die Diakonie Deutschland setzt sich für die gerechte
Teilhabe aller Menschen ein - unabhängig von ihrem
Geschlecht, ihrem Alter, ihrer Hautfarbe, ihrem
Wohnort oder ihren finanziellen Möglichkeiten. Sie
leistet konkrete Unterstützung von Familien, in der
Kinder- und Jugendhilfe, der Hilfe für alte Menschen
und für Menschen mit Behinderung. Sie hilft, Zuge-
wanderte in Bildung, Arbeitsmarkt und Nachbarschaft
zu integrieren. Und sie ist da, wenn Armut und soziale
Ausgrenzung drohen. Die Diakonie ermutigt Men-
schen, sich für ihre Interessen und eine lebendige De-
mokratie stark zu machen.
Fürbittengebet
Guter Gott, viele Menschen haben das Gefühl, zu kurz
zu kommen und nicht gehört und wahrgenommen zu
werden. Lass sie erfahren, dass sie für andere Men-
schen wichtig sind, dass sie mitgestalten können und
in unserer Gesellschaft gebraucht werden.
Bei einigen Menschen schlägt das Gefühl der Ohn-
macht in Vorurteile, Hass und Diskriminierung um.
Lass uns nicht aufgeben, mit ihnen das Gespräch, den
konstruktiven Streit und friedliche Wege der Kon-
fliktlösung zu suchen. Lass uns aber auch mutig allen
Formen der Ausgrenzung entgegentreten.
Geistliches Wort
" Gott spricht im Anfang von sich selbst in der Mehr-
zahl. „Und Gott sprach: Lasset uns Menschen machen,
ein Bild, das uns gleich sei.“ (1.Mose 1,26)
"Und wer sind meine Nächsten?" (Lk 10,29)
„Es sind verschiedene Gaben; aber es ist ein Geist.“
(1. Kor 12,4)
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Ansprechpartnerin EWDE:
Antje Lienenkämper
Telefon: 030 652111631
Mail: antje.lienenkaemper@diakonie.de
Informationen über die Diakonie Deutschland im In-
ternet: www.diakonie.de
EWDE: Projekte 2020
- "Kennen.Lernen. Eine Initiative für Vielfalt und

Begegnung“. Diakonie lernt und gestaltet das kul-
turelle, soziale, und religiöse Miteinander - Orga-
nisation und Aktivitäten zum Schwerpunktthema
der Diakonie

- Demokratie in Kinderschuhen - Mitbestimmung in
Kita und Schule

- Freiwillig engagiert – Gemeinsam gegen Diskri-
minierung

- Wir sind viele - Einwanderungsgesellschaft heute
und morgen: Diakonische Initiativen zur Zukunft
einer vielfältigen Gesellschaft

- „Unerhört“ - Menschen kommen zu Wort
- Mehr.Wert. - Für Toleranz und Vielfalt im Netz
- Mit.Wirkung! Teil.Haben! Teil.Sein! - Perspekti-

ven in Arbeit und Ausbildung
- Jugend bewegt - Demokratische Prozesse stärken
- Armut vermeiden - Integration und gesellschaftli-

che Teilhabe fördern
- Vielfalt leben - Organisationen gestalten
- Starke Nachbar*innen - kulturelle, religiöse und

soziale Vielfalt vor Ort aktiv gestalten
- Bühne frei für Empowerment - Bildungsangebote

zur Stärkung von Wirksamkeit und Mitbestim-
mung

- Engagement und Integration im ländlichen Raum
Bitte leiten Sie die Kollekte in der Woche nach der
Erhebung an das Verwaltungsamt weiter. Die Ver-
waltungsämter werden gebeten, innerhalb von weite-
ren vier Wochen die Spendenergebnisse der einzelnen
Kirchengemeinden online im Portal der Landeskirche
zu melden und die Gesamtüberweisung der Kollekte
unter Angabe des Kollektendatums und der Kollek-
tenbezeichnung an die Landeskirche zu veranlassen.

Aufruf Kollekte für die Woche der
Diakonie 2020

Speyer, den 04.05.2020
Az.: 3 360/21

Das Diakonische Werk der Evangelischen Kirche der
Pfalz ruft vom 1. bis 30. Juni 2020 in der Pfalz und
Saarpfalz zur Durchführung der Woche der Diakonie
auf – sie ersetzt die bisherige Frühjahrs- und Herbst-
opferwoche. Die Spenden sind für die vielfältige Be-
ratungsarbeit des Diakonischen Werkes Pfalz be-
stimmt. Bitte beachten Sie: Um den für öffentliche
Haus- und Straßensammlungen langwierigen Abstim-
mungsprozess mit der Aufsichtsbehörde zu vermei-
den, ist im Rahmen der Woche der Diakonie keine
Haustürsammlung mehr möglich.
Wir bitten Sie herzlich, sich mit Ihrer Gemeinde – bei-
spielsweise mit einem Aufruf im Gemeindebrief oder
einer Kollekte – an der diesjährigen Woche der Dia-
konie zu beteiligen; Arbeitsvorlagen für die Gemein-
dearbeit finden Sie unter www.diakonie-pfalz.de/ak-
tuelles.
Vorschlag zur Kanzelabkündigung:
Unser Leben ist voller Veränderungen. Jeder Tag hält
neue Herausforderungen für uns bereit, an denen wir
wachsen können. Aber manchmal sind sie so groß,
dass wir daran zerbrechen. Wenn wir das Gefühl ha-
ben, unseren Alltag nicht mehr allein bewältigen zu
können. Wenn wir nicht mehr wissen, wie es weiter-
gehen soll. Wenn sich Angst, Hilflosigkeit, Verzweif-
lung und Einsamkeit im Leben breitmachen – dann
hilft die Diakonie. Wir wenden uns nicht ab, sondern
sind dort, wo man uns braucht. So sind die Sozial- und
Lebensberatungsstellen in unseren Häusern der Dia-
konie oft erste Anlaufstellen für Menschen, die in eine
persönliche Krise geraten. Hier finden sie fachliche
und menschliche Unterstützung, damit ihr Leben le-
benswert bleibt.
Mit Ihrer Spende helfen Sie uns, dieses flächende-
ckende Hilfsangebot in der Pfalz und Saarpfalz auch
in Zukunft aufrechtzuerhalten. Jeder Euro zählt. Dafür
danke ich Ihnen von ganzem Herzen.
Abrechnung:
Das Ergebnis der Woche der Diakonie ist bis zum
15. Juli 2020 an die Dekanate zu überweisen. Die De-
kanate sollen bis zum 31. Juli 2020 mit dem Diakoni-
schen Werk Pfalz abrechnen.
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Bekanntgabe des Wahlergebnisses der
Wahl der Vertretung der Pfarrerinnen

und Pfarrer
Speyer, den 22.05.2020

Az.: 4 209/06
Der Wahlausschuss gibt das am 22. Mai 2020 festge-
stellte Wahlergebnis wie folgt bekannt:

Name, Vorname Stimmzahl
Mitglieder der Pfarrvertretung

1. Jakubowski Thomas 370
2. Schöps Christine 255
3. Mandelbaum Ludger 203
4. Schipper Heiko 186
5. Müller Stefan 170
6. Rust-Bellenbaum Jes-
sica

142

7. Mähnert Eva 139
8. Scherer Michelle 135

Ersatzmitglieder der Pfarrvertretung
9. Leppla Benjamin 128
10. Bizik Nicole 110
11. Grob Astrid 98
12. Strauch Kerstin 95
13. Kleppel Andreas 92
14. Dünkel Erdmute 90
15. Göttlicher Michael 78

Mindestens drei Wahlberechtigte können binnen einer
Frist von zwei Wochen, vom Tage der Bekanntgabe
des Wahlergebnisses an gerechnet, die Wahl beim
Landeskirchenrat anfechten, wenn gegen wesentliche
Vorschriften über das Wahlrecht, die Wählbarkeit
oder das Wahlverfahren verstoßen wurde und das
Wahlergebnis durch diesen Verstoß beeinflusst sein
kann.
(Durchführungsbestimmungen zum Gesetz über die
Vertretung der Pfarrerinnen und Pfarrer vom
11. Juni 1995, Ziffer 15.(1))

Stellenausschreibungen

Stellenausschreibungen im Bereich der
Landeskirche

Ausschreibung
Prädikanten-Ausbildungskurs 2020-2022

Der Landeskirchenrat der Evangelischen Kirche der
Pfalz (Protestantische Landeskirche) lädt zum Prädi-
kanten-Ausbildungskurs 2020-2022 ein. Die Ausbil-
dung befähigt zur öffentlichen Wortverkündigung und
zur Verwaltung der Sakramente. Auf das Gesetz über
das Prädikantenamt vom 1. August 1994 (ABl. S. 134)
und die Ausbildungs- und Zulassungsordnung für das
Prädikantenamt vom 18. März 1988 (ABl. S. 22) wird
verwiesen. Die Leitung obliegt dem Missionarisch-
Ökumenischen Dienst in Landau, die Durchführung
geschieht in Kooperation mit dem Protestantischen
Predigerseminar.
Voraussetzung für die Teilnahme ist eine mindestens
fünfjährige Amtszeit als Lektor*in.
Es werden 15 Personen in den Kurs aufgenommen, aus
jedem Kirchenbezirk der Landeskirche eine Person.
Jedes Dekanat kann aus dem Kreis der Interessierten
seines Dekanates eine geeignete Person auswählen
und für die Ausbildung vorschlagen.
Dem Vorschlag des Bezirkskirchenrates ist eine Er-
klärung beizufügen, in der die/der Vorgeschlagene ih-
re/seine Bereitschaft zum Ausdruck bringt, das Prädi-
kantenamt – vorbehaltlich einer erfolgreichen Teil-
nahme am Ausbildungskurs – zu übernehmen und es
nach den Vorschriften des geltenden Gesetzes zu füh-
ren. Darüber hinaus wird ein tabellarischer Lebenslauf
mit Bild erbeten und ein einseitiges Schreiben, aus
dem die Motivation zu diesem kirchlichen Amt her-
vorgeht. Auswahlgespräche werden im Herbst 2020
geführt.
Über die Zulassung zur Teilnahme am Ausbildungs-
kurs entscheidet der Landeskirchenrat sowie nach Ab-
schluss über die erfolgreiche Teilnahme.
Erwartet werden von den Teilnehmenden
- sprachliche Kompetenz und die Fähigkeit, mit

Texten zu arbeiten und Texte zu verfassen;
- die Bereitschaft, sich auf einen Entwicklungspro-

zess in fachlicher und in persönlicher Hinsicht ein-
zulassen;

- die Bereitschaft, Feedback konstruktiv entgegen-
zunehmen und zu geben;

- Sensibilität für die Rolle des ordinierten Amtes;
- zeitliche Ressourcen im Ausbildungszeitraum und

die Teilnahme an allen Ausbildungsmodulen.
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Die Ausbildung umfasst 15 Ausbildungstage an Wo-
chen- und Samstagen:
27.-28.11.2020, 09.01.2021, 19.-20.02.2021,
06.03.2021, 17.04.2021, 07.05.2021, 03.07.2021,
24.-25.09.2021, 30.10.2021, 13.11.2021,
07.-08.01.2022, 05.02.2022 und 12.03.2022.
Ab Mai 2021 bis Januar 2022 ist monatlich eine Pre-
digt anzufertigen, auf die es ein schriftliches Feedback
gibt.
Zwei Gottesdienste, jeweils im Zeitraum Juni/Juli
2021 und Januar/Februar 2022, werden von Mitglie-
dern des Ausbildungsteams besucht und in Regional-
gruppen reflektiert. Mindestens zwei Treffen in den
Regionalgruppen sind verbindlich.
Jeweils zwei Hospitationen bei den Kasualien Taufe,
Trauung und Bestattung werden erwartet.
Zwischenbilanz-Gespräche werden am 19.06.2021
geführt. In ihnen wird über ein weiteres Verbleiben in
der Ausbildungsgruppe oder sonstige Vereinbarungen
gesprochen.
Am Ende findet ein Kolloquium auf der Grundlage
eines Abschlussberichtes statt und ein gemeinsamer
Abschlussgottesdienst am 02.04.2022.
Die Ausbildung wird von Mentor*innen begleitet und
unterstützt. Mentor*innen sind Gemeindepfarrer*in-
nen. Eine Ausbildung ohne die Anbindung an Men-
tor*innen ist nicht möglich. Die Mentor*innen stellen
den Prädikant*innen in Ausbildung ihre Gemeinden
als Praxisraum zur Verfügung, sind direkte Ansprech-
partner*innen vor Ort, begleiten, geben Möglichkei-
ten für Hospitationen bei Kasualien und geben Feed-
back. Sie unterstützen in der homiletischen Ausbil-
dung.
Das Vorbereitungstreffen für die Mentor*innen ist am
30.01.2021.
Die entsendenden Kirchenbezirke zahlen ein Startgeld
von 400,- €. Die Teilnehmenden beteiligen sich an den
Kosten mit 200,- €. Fahrtkosten werden erstattet.
Alle Unterlagen sind auf dem Dienstweg
bis zum 31.07.2020 an den Missionarisch-Ökumeni-
schen Dienst, Westbahnstraße 4, 76829 Landau, zu
senden.

*

Ausgeschrieben wird
die Pfarrstelle für Gottesdienste mit Kindern und

Familien
zur Besetzung durch die Kirchenregierung.

Der Dienstumfang beträgt 100 v. H, die Pfarrstelle
wird auf Zeit besetzt.
Die Pfarrstelle hat ihr besonderes Profil durch die kon-
zeptionelle Arbeit an Gottesdiensten, die mit Kindern
von 0 bis 12 Jahren und gegebenenfalls auch mit ihren
Familien gefeiert werden. Dazu wird Aus- und Fort-
bildung in Materialien und Kursen angeboten sowie
an einer Struktur in der Landeskirche und in der EKD,
die Kommunikation durch alle Ebenen möglich
macht, gearbeitet.
Aufgaben und Anforderungen zur Besetzung der
Pfarrstelle sind:
- Freude an der gottesdienstlichen Arbeit mit Kin-

dern und generationsübergreifend mit Familien
- Liturgische Kompetenz und Erfahrung im Formu-

lieren elementarer liturgischer Texte
- Befähigung zur Elementarisierung von Sprache

und Theologie
- Erfahrungen und Wissen zu den Themen „Wie

Kinder glauben“ und „Was Familien brauchen“
- Bereitschaft, mit Ehrenamtlichen jeden Alters zu-

sammen zu arbeiten
- Erfahrungen in der Ausbildung von Ehrenamtli-

chen und der Gestaltung von Lerninhalten
- Unterstützung von ehrenamtlichen Beauftragten in

den Dekanaten bei der Förderung und Gestaltung
von Gottesdiensten mit Kindern und Familien

- Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit anderen
Diensten

- Politisches Einsetzen für die Belange von Kindern
und Familien

- Bereitschaft, innovative Entwicklungen zu initiie-
ren, zu begleiten und zu fördern

Wir bitten Sie, Bewerbungen unter Beachtung der Be-
werbungsrichtlinien vom 13. Mai 2015 und unter Ver-
wendung des entsprechenden Bewerbungsbogens für
Pfarrstellen bis spätestens 30. Juni 2020 beim Lan-
deskirchenrat, Dezernat 4, einzureichen.

*
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Ausgeschrieben wird
die Pfarrstelle Ludwigshafen-Oggersheim 2

mit 50 v. H. Dienstumfang
zur Besetzung durch Gemeindewahl.

Die Kirchengemeinde Ludwigshafen-Oggersheim im
größten Ludwigshafener Stadtteil hat 5.399 Gemein-
deglieder.
Die Predigtstätten der Kirchengemeinde sind die Mar-
kuskirche im Zentrum des Stadtteils, die Jakobuskir-
che im Gemeindeteil Melm, das Gemeindezentrum
Comeniuskirche in Oggersheim-West sowie das Al-
tenheim Schillerstift und das DRK-Altenheim.
Als Gebäudebestand unterhält die Kirchengemeinde
zwei Kirchen, drei Pfarrhäuser, ein Gemeindehaus, ein
Gemeindezentrum mit Gottesdienstraum und zwei der
drei Kindertagesstätten.
Die Kindertagesstätten gehören zum „Verbund Pro-
testantischer Kindertageseinrichtigungen im Protes-
tantischen Kirchenbezirk Ludwigshafen „Gemeinsam
unter einem Dach“, der als „Besondere Gesamtkir-
chengemeinde“ die Betriebsträgerschaft für die evan-
gelischen Kindertagesstätten im Kirchenbezirk hat.
Eine vierte Kindertagesstätte ist in Planung.
Das Team der Hauptamtlichen der Kirchengemeinde
Oggersheim umfasst neben einem Kollegen mit voller
und einem weiteren Kollegen mit halber Stelle auch
eine Mitarbeiterin des GPDs mit einem Schwerpunkt
in der Kinder-, Jugend- und Konfirmandenarbeit; die-
ses Arbeitsfeld wird pfarramtsübergreifend in Abspra-
che mit den Kollegen organisiert. Die Zuständigkeit
für die Kasualien wird teamintern geregelt.
Lagen die Schwerpunkte der Kirchengemeinde bisher
in der Kinder-, Jugend- und Konfiarbeit, der Kirchen-
musik, einer Vielfalt von Gottesdienstformen sowie
der Gemeinwesenarbeit verbunden mit Flüchtlingsar-
beit, gilt es nun aufgrund der Pfarrstellenreduzierung
die Prioritäten in der Gemeindearbeit gemeinsam neu
zu formulieren .
Gesucht wird eine Kollegin / ein Kollege, die/der be-
reit ist, sich zusammen mit dem Team dieser Heraus-
forderung zu stellen und neue Konzepte der Zusam-
menarbeit auch in der Region zu entwickeln.
Die Kirchengemeinde Ludwigshafen-Oggersheim ge-
hört der Kooperationszone Ludwigshafen Nord an, zu
der in Zukunft auch die benachbarte Kirchengemeinde
Ruchheim zählen wird.
Die Kirchengemeinde ist Mitglied der ökumenischen
Sozialstation Ludwigshafen.
Wir bitten, Bewerbungen unter Verwendung des ent-
sprechenden Bewerbungsbogens für Pfarrstellen
bis spätestens 30. Juni 2020 beim Landeskirchenrat,
Dezernat 4, einzureichen.

Dienstnachrichten
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